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(4) Die Festlegung der Anbaukulturen im Schutz­
streifen bedarf der Zustimmung des zuständigen Kom­
paniechefs der. Grenztruppen, an der Staatsgrenze zu 
Westberlin des Kommandeurs des zuständigen Grenz­
regimentes, an der Küste des Kommandeurs des zu­
ständigen Grenzbataillons.

(5) Im Schutzstreifen ist der Weideauftrieb von Tie­
ren nur auf festumzäunten Weideplätzen bzw. in aus­
bruchssicheren Koppeln gestattet. Die Einrichtung der 
Weideplätze bedarf der Zustimmung der im Abs. 4 ge­
nannten Kommandeure der Grenztruppen.

§H

Im Schutzstreifen dürfen nur die für den Verkehr 
freigegebenen Straßen und Wege benutzt werden.

I

§ 12

Das Zelten und Übernachten in Kraftfahrzeugen, 
Wohn- und Campingwagen im Schutzstreifen und in j 
der Sperrzone ist grundsätzlich verboten. Arbeitskräf­
ten kann die Übernachtung in Wohnwagen innerhalb 
von Ortschaften der Sperrzone durch den Leiter des 
zuständigen Volkspolizeikreisamtes gestattet werden. |

(1) ln den Grenzgewässern der Deutschen Demokra­
tischen Republik und in deren Zuflüssen oder Verbin­
dungen in der Sperr- und Grenzzone ist das Tauchen 
mit Tauchgeräten aller Art sowie das Fotografieren 
und Filmen unter Wasser verboten.

(2) Grenzgewässer im Sinne dieser Anordnung sind:
a) alle Binnengewässer, in denen die Staatsgrenze 

verläuft, die von der Staatsgrenze geschnitten 
werden oder an deren Ufer die Staatsgrenze ver­
läuft;

b) alle Gewässer im Schutzstreifen und
c) die für einzelne Grenzgebiete als Grenzgewässer 

bezeichneten Gewässer.
(3) In den inneren Seegewässern der Deutschen De­

mokratischen Republik ist das Tauchen mit Tauch­
geräten nur in den durch den Chef der Bezirksbehörde 
der Deutschen Volkspolizei Rostock im Einvernehmen 
mit dem Chef der Grenzbrigade Küste freigegebenen 
Gebieten und nur mit registrierten Tauchgeräten ge­
stattet.

(4) Für wissenschaftliche Institutionen können durch 
den Chef der zuständigen Bezirksbehörde der Deut­
schen Volkspolizei im Einvernehmen mit dem Kom­
mandeur des zuständigen Grenzkommandos bzw. dem 
Chef der Grenzbrigade Küste zeitlich und örtlich be­
grenzte Ausnahmegenehmigungen erteilt werden.

(5) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 3 gelten 
nicht bei Unterhaltungs- und Uberprüfungsarbeiten 
der Organe der Schiffahrt, der Betriebe der Schiff­
fahrtsindustrie und der Wasserstraßen Verwaltungen. 
Vor 'Aufnahme dieser Arbeiten ist die Zustimmung 
des zuständigen Kompaniechefs der Grenztruppen, an 
der Staatsgrenze zu Westberlin des Kommandeurs des 
zuständigen Grenzregimentes und an der Küste des 
Kommandeurs des zuständigen Grenzbataillons einzu­
holen. Sofortmaßnahmen zur Abwehr und Bekämp­
fung von Katastrophen und zur Beseitigung anderer

Gefahren und Störungen der Sicherheit und Ordnung 
im Grenzgebiet können unabhängig von der vorheri­
gen Zustimmung des zuständigen Kommandeurs der 
Grenztruppen eingeleitet werden.

§14

(1) Zur Wohnsitznahme in den Gemeinden des 
Schutzstreifens und der Sperrzone ist eine von den 
örtlich zuständigen Staatsorganen ausgestellte Zuzugs­
genehmigung erforderlich.

(2) Anträge zur Erteilung einer Zuzugsgenehmigung 
sind bei dem für den zukünftigen Wohnort zuständi­
gen Rat der Stadt, des Stadtbezirkes oder der Ge­
meinde schriftlich zu stellen.*

A b s c h n i t t  II

Bestimmungen über die Ordnung im Grenzgebiet 
zur Bundesrepublik Deutschland

§15

Entlang der Staatsgrenze der Deutschen Demokra­
tischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland be­
steht das Grenzgebiet aus dem Schutzstreifen und der 
Sperrzone.

§16

(1) Bürger, die auf Grund ihres Wohnsitzes im 
Grenzgebiet die Genehmigung zum Aufenthalt in der 
Sperrzone bzw. im Schutzstreifen erhalten haben, müs­
sen bei der örtlich zuständigen Dienststelle der Deut­
schen Volkspolizei gemeldet sein und in ihrem Per­
sonalausweis einen zum Aufenthalt in der Sperrzone 
bzw. im Schutzstreifen berechtigenden Registrierver­
merk besitzen.

(2) Die Registriervermerke sind örtlich begrenzt und 
zeitlich befristet.

§17
(1) Bürger, die ihren Wohnsitz außerhalb des Grenz­

gebietes und ihren ständigen Arbeitsplatz im Grenz­
gebiet haben, sowie Bürger, die ihren Wohnsitz in der 
Sperrzone haben und deren ständiger Arbeitsplatz sich 
im Schutzstreifen befindet, erhalten auf Antrag der 
Leiter der Betriebe und Einrichtungen von dem für 
den Arbeitsort zuständigen Volkspolizeikreisamt in 
ihrem Personalausweis zum Aufsuchen des Arbeits­
platzes einen Genehmigungsvermerk. Die vorstehende 
Regelung gilt für Schüler ab 14 Jahren entsprechend.

(2) Die Genehmigungsvermerke sind örtlich begrenzt 
und zeitlich befristet.

(3) Die Leiter der Betriebe, Einrichtungen und Schu­
len sind verpflichtet, bei Beendigung des Arbeitsrechts­
verhältnisses oder Wegfall der Gründe, die zur Aus­
stellung eines Genehmigungsvermerkes führten, das 
zuständige Volkspolizeikreisamt unverzüglich zu be­
nachrichtigen.

§ 18
(1) Bürger, die ihren Wohnsitz außerhalb des 

Grenzgebietes haben und aus beruflichen oder per­
sönlichen Gründen vorübergehend in das Grenzgebiet
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